
Gebühren

tendmachung der Garantieansprüche notwendig wa­
ren. Beim Verkauf von G. können die Garantiean­
sprüche vertraglich eingeschränkt oder sogar ausge­
schlossen werden. Auch dann genießt der Käufer 
einen bestimmten zivilrechtlichen Schutz: Hat der 
Verkäufer wesentliche Mängel der Ware, die er 
kannte oder zumindest vermuten mußte, dem Käu­
fer verschwiegen, kann dieser den Kaufvertrag ge­
mäß §70 ZGB anfechten (erforderlichenfalls auch 
gerichtlich, wobei bestimmte Fristen zu beachten 
sind); hatte die Anfechtung Erfolg, muß der Verkäu­
fer die Sache zurücknehmen und den Kaufpreis her­
ausgeben. Möchte ein Bürger G. über den staatli­
chen G.handel verkaufen, kann dieser entscheiden, 
ob er die Sachen sofort ankauft (§ 7 Gebrauchtwaren- 
AO) oder ob er sie zum Verkauf im Auftrag des Bür­
gers übernimmt (Übernahme in Kommission, §8 
Gebrauchtwaren АО). In beiden Fällen wird ein 
schriftlicher Vertrag geschlossen. Der Unterschied 
besteht vor allem darin, daß bei der Übernahme in 
Kommission der Bürger verpflichtet ist, die Sache 
zurückzunehmen, wenn die Verkaufseinrichtung sie 
innerhalb der vereinbarten Frist nicht verkaufen 
konnte. Hält er die vereinbarte Rücknahmefrist 
nicht ein, kann die Verkaufseinrichtung Lagerge­
bühren berechnen und, wenn seit Ablauf der Rück­
nahmefrist 2 Monate verstrichen sind, die Sache 
auch unter dem vereinbarten Verkaufspreis verkau­
fen oder in sachgemäßer Weise anderweitig verwer­
ten. Diesen Verkauf bzw. diese Verwertung muß die 
Verkaufseinrichtung dem Bürger jedoch mindestens 
1 Monat vorher schriftlich per Einschreiben ankün­
digen; das braucht sie nur dann nicht, wenn der Zeit­
wert des Gegenstandes unter 20 Mark liegt (§ 8 
Abs. 6 Gebrauchtwaren АО)

Gebühren / Auslagen im gerichtlichen Verfahren 
/ Gebührenwert / Kosten des Verfahrens / 
Rechtsanwaltskosten / Rundfunk- und Fernsehge­
bühren

Gebührenwert - die Höhe der Gerichtsgebühren und 
der Gebühren des Rechtsanwalts bestimmender, in 
einem Geldbetrag ausgedrückter Wert des Gegen­
standes eines durch / Klage oder / Antrag einge­
leiteten / gerichtlichen Verfahrens oder einer / 
Vollstreckung. Der G. wird vom Kostenberechner 
des Gerichts berechnet oder erforderlichenfalls vom 
Gericht durch Beschluß festgesetzt (§171 Abs. 1 
ZPO). Grundlage für die Berechnung des G. ist ins­
besondere § 172 ZPO. Danach wird z. В. der G. in ei­
nem Verfahren wegen / Unterhalt oder anderer 
wiederkehrender Geldleistungen (z.B. / Miet­
preis) nach dem Wert der einjährigen Verpflichtung 
berechnet, soweit diese nicht einen kürzeren Zeit­
raum umfaßt. Er beträgt z. В. 1200 Mark, wenn eine 
Verpflichtung zur Unterhaltszahlung in Höhe von 
100 Mark monatlich ausgesprochen wird. Lautet 
das Urteil z. B. auf Herausgabe einer Sache {/ Her­
ausgabeanspruch), ist der Wert der Sache maßge­

bend. Auch zur Berechnung des G. für nicht vermö­
gensrechtliche Ansprüche enthält § 172 ZPO Festle­
gungen. Für die / Vaterschaftsfeststellung z. B. be­
trägt der G. 1000 Mark. Werden in einem Verfahren 
mehrere Ansprüche geltend gemacht, werden sie 
grundsätzlich zusammengerechnet. Ist mit einem 
nicht vermögensrechtlichen Anspruch (z. B. Ehe­
scheidung) ein vermögensrechtlicher verbunden 
(z. B. Unterhalt), wird der G. nur nach dem höheren 
Anspruch berechnet.
Das Gericht kann den von ihm errechneten G. bis 
auf 200Mark herabsetzen, wenn es das wegen der 
wirtschaftlichen Lage der Prozeßpartei(en) und in 
Anbetracht des Gegenstandes des Verfahrens für an­
gebracht hält. / Rechtsanwaltskosten

Geburtenbeihilfe / staatliche Geburtenbeihilfe

Gefängnis / Strafvollzug

gegenseitige Hilfe - unentgeltliches Handeln eines 
Bürgers für einen anderen, um ihn uneigennützig 
und kameradschaftlich zu unterstützen und dabei 
rechtlich Verantwortung zu übernehmen. G. H. ist 
Ausdruck sozialistischer Beziehungen zwischen den 
Menschen, der Hilfsbereitschaft und Solidarität. Sie 
ist im ZGB in den Rechtsformen Handeln im Auf­
trag, Handeln ohne Auftrag, / Leihe (d. h. unent­
geltliche Gebrauchsüberlassung von Sachen) und 
Überlassen von Sachen zum Verbrauch ausgestaltet. 
Beim Handeln im Auftrag (§ 275 ZGB) verpflichtet 
sich ein Bürger durch Vertrag, für einen anderen ei­
ne Angelegenheit zu erledigen oder in anderer Weise 
helfend tätig zu werden (z. B. eine Bestellung aufzu­
geben, an seiner Stelle etwas zu regeln oder zu be­
zahlen, etwas mitzubringen, das Kind zeitweilig zu 
beaufsichtigen, für ihn etwas mitzuwaschen). Inwie­
weit es sich im konkreten Fall wirklich um einen zivil- 
rechtliche Rechte und Pflichten begründeiiden Ver­
trag handelt oder lediglich um eine Gefälligkeit ohne 
Willen zur rechtsverbindlichen Verpflichtung, ist im­
mer aus den jeweiligen Umständen zu entnehmen. 
Werden Geldangelegenheiten berührt oder schließt 
das Verhältnis auch Pflichten gegenüber Dritten 
(z. B. Aufsicht über Kinder) ein, liegt in der Regel 
Handeln im Auftrag vor. Wird für das Handeln ein 
Entgelt vereinbart oder (z.B. bei gewerblicher Tä­
tigkeit) zugrunde gelegt, gelten die Bestimmungen 
des ZGB über Dienstleistungen (§279 ZGB). Eine 
bloße Abfindung oder materielle Anerkennung hin­
gegen ändert nichts am Charakter der Leistung als
g. H. Der Helfende kann jederzeit erklären, daß er 
nicht weiter dazu bereit ist, muß aber-wenn die An­
gelegenheit es erfordert - noch für eine angemessene 
Zeit tätig bleiben, damit der Partner sich um eine Lö­
sung kümmern kann (z. B. eine anderweitige Beauf­
sichtigung des Kindes). Vereinbarte Hilfe ist grund­
sätzlich persönlich zu leisten, wobei die Hinweise des 
Auftraggebers zu beachten sind, wenn die Umstände 
nicht Abweichungen erfordern. Beim Handeln ohne 
Auftrag (§ 276 ZGB) wird der Bürger unentgeltlich 
für den anderen tätig, ohne daß dieser ihn dazu auf­
gefordert hat; er springt aus eigenem Entschluß hel-
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